
 

   
   
   

 

Satzungsgegenüberstellung  

zu Punkt 8 der Tagesordnung 

 

§ 4 Abs (4) 

 

Fassung vor der 25. ordentlichen 
Hauptversammlung 

Fassung gemäß Beschlussvorschlag zu Punkt 
8 der Tagesordnung  

Der Vorstand ist für die Dauer von fünf Jahren 
nach Eintragung dieser Satzungsänderung im 
Firmenbuch gemäß § 169 AktG ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundkapital 
um bis zu EUR 212.753.280,00 durch Ausgabe von 
bis zu 212.753.280 Stück neuen auf Inhaber 
lautende Stammaktien der Gesellschaft gegen Bar- 
oder Sacheinlagen auch in mehreren Tranchen zu 
erhöhen und den Ausgabebetrag, der nicht unter 
dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen 
darf, die Ausgabebedingungen und die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung 
im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 
festzusetzen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen, 
(i) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage 
erfolgt und in Summe der rechnerisch auf die 
gegen Bareinlage unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfallende 
Anteil am Grundkapital der Gesellschaft die Grenze 
von 10% (zehn Prozent) des Grundkapitals der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung nicht übersteigt, (ii) wenn die 
Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage erfolgt, (iii) zur 
Bedienung einer Mehrzuteilungsoption 
(Greenshoe) oder (iv) für den Ausgleich von 
Spitzenbeträgen. Auf die Summe der nach dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre gegen Bar- und Sacheinlagen 
ausgegebenen Aktien darf rechnerisch ein Anteil 
am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 
20 % (zwanzig Prozent) des Grundkapitals der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung entfallen. Auf diese Grenze sind 
neue Aktien anzurechnen, die aufgrund einer 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts begebenen 
Wandelschuldverschreibung auszugeben sind. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der 
Satzung, die sich durch die Ausgabe von Aktien 
aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu 
beschließen. 

Der Vorstand ist für fünf Jahre nach Eintragung 
dieser Satzungsänderung ermächtigt, gemäß § 169 
AktG mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das 
Grundkapital um bis zu EUR 500.000.000,00 durch 
Ausgabe von bis zu 500.000.000 Stück neuen auf 
Inhaber lautende Stammaktien der Gesellschaft 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen auch in 
mehreren Tranchen zu erhöhen und den 
Ausgabebetrag, der nicht unter dem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals liegen darf, die 
Ausgabebedingungen und die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung 
im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 
festzusetzen sowie allenfalls die neuen Aktien im 
Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 
Abs 6 AktG den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz 
oder teilweise auszuschließen, (i) wenn die 
Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und in 
Summe der rechnerisch auf die gegen Bareinlage 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Aktien entfallende Anteil am Grundkapital der 
Gesellschaft die Grenze von EUR 112.085.269,00 
(nach Wirksamkeit der Kapitalherabsetzung zu 
Tagesordnungspunkt 10 EUR 11.208.526,00), das 
entspricht 10% (zehn Prozent) des Grundkapitals 
der Gesellschaft, nicht übersteigt, (ii) wenn die 
Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage erfolgt, (iii) zur 
Bedienung einer Mehrzuteilungsoption 
(Greenshoe) oder (iv) für den Ausgleich von 
Spitzenbeträgen. Auf die Summe der nach dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
ausgegebenen Aktien darf rechnerisch ein Anteil 
am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 
EUR 224.170.539,00 (nach Wirksamkeit der 
Kapitalherabsetzung zu Tagesordnungspunkt 10 
EUR 22.417.053,00), das entspricht 20% (zwanzig 
Prozent) des Grundkapitals der Gesellschaft, 
entfallen. Auf diese Grenze ist die Zahl jener Aktien 
anzurechnen, auf die mit einer während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts begebenen 
Wandelschuldverschreibung Umtausch- und/oder 
Bezugsrechte eingeräumt werden. Der Aufsichtsrat 
ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich 
durch die Ausgabe von Aktien aus dem 
genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen. 



 

   
   
   

 

 


